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Drucksache 2663 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Behrendt, Hufnagel, Frau Rudoll 

und Genossen 


betr, Rechtsgrundlage für die Durchführung von 
Maßnahmen des Härteausgleichs und der 
sozialen Anpassungsbeihilfen im Kohlenbergbau 


Auf Grund des § 23 des Übergangsabkommens zum Montan- 
vertrag vereinbarte die Bundesregierung mit der Hohen Be- 
hörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
Grundsätze für die Durchführung der Maßnahmen zu Gunsten 
der von der Kohlenabsatzkrise betroffenen Bergarbeiter. Diese 
Grundsätze sind am 19. Oktober 1959 veröffentlicht worden. 
Die vorgesehenen Maßnahmen des Härteausgleichs und der 
Gewährung von Anpassungsbeihilfen entsprechen dringenden 
sozialen Erfordernissen. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung hat die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung angewiesen, diese Maßnahmen 
durchzuführen. Bis zum heutigen Tage ist aber nicht bekannt, 
auf welcher Rechtsgrundlage diese Anweisung fußt. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Auf welcher Rechtsgrundlage hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung die Durchführung der Maßnah- 
men des Härteausgleichs und die Gewährung der sozialen 
Anpassungsbeihilfen im Kohlenbergbau der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung über- 
tragen? 

2. Aus welchem Grund hat die Bundesregierung die nach 
§ 1 Abs. 2 AVAVG erforderliche Rechtsverordnung noch 
nicht erlassen ? 

3. Hält die Bundesregierung es nicht für erforderlich, für die 
Durchführung der genannten Aufgaben eine einwandfreie 
Rechtsgrundlage zu schaffen? 

Bonn, den 19. April 1961 
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